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1 Einleitung

Die nachfolgende Arbeit soll die Unterschiede beziiglich
der Schullaufbahnen behinderter Kinder in Nordrhein-
Westfalen und im Saarland aufzeigen. Hierfiir wird zuerst
eine Bestandsaufnahme iiber die rechtlichen Rahmenbe-
dingungen vorangestellt, wobei sich dabei zeigt, dass beide
Bundeslinder grof3e Vorreiter auf diesem Gebiet waren.

Der Schwerpunkt in Nordrhein-Westfalen liegt aller-
dings auf der allgemeinen Forderung, sprich gemeinsamer
Unterrichtung und Sonderschule und die Feststellung des
sonderpddagogischen Forderbedarfs. Im Saarland wurde
der Schwerpunkt auf die Integration gelegt und zwar mit
den dafiir notwendigen Rahmenbedingung und der Errich-
tung der sonderpddagogischen Forderzentren.

Im zweiten Teil der vorliegenden Arbeit werden dann die
Entwicklungen in den beiden Bundeslindern mit einigen
statistischen Angaben verdeutlicht.

Der dritte Teil zeigt anhand von zwei Fallbeispielen die
Praxis, wobei klar wird, dass im Einzelfall fiir oder gegen
Integration entschieden werden muss, wenn die notwendi-
gen Bedingungen nicht gegeben sind.

2 Vergleich der schulrechtlichen
Moglichkeiten im Saarland und in
Nordrhein-Westfalen

2.1 Saarland

Die gesetzliche Grundlage zur Unterrichtung von behin-
derten Kindern und Jugendlichen basiert auf dem Schul-
pflichtgesetz vom 11. Mirz 1966, welches am o7. Juni 2000
geandert wurde, auf dem Schulordnungsgesetz vom o5. Mai
1965, zuletzt gedndert am 22. November 2000 und der Inte-
grationsverordnung vom o4. August 1987, zuletzt gedndert
durch die Verordnung vom 22. Mai 1993.

3 Entwicklungen in Nordrhein-Westfalen und im

Saarland 8
31 EntwicklunginNRW . .. ... ... .. .. 8
3.2 Entwicklung im Saarland . . . . .. ... .. 9

4 Fallbeispiele der Schullaufbahnen behinderter

Kinder 10
4.1 Fallbeispiel Carsten . . ............ 10
411  Symptome und Diagnose . . .. .. 10
4.1.2  Kindergarten, Schule, Arbeit . . .. 1
4.1.3 Intervention und Therapie . .. .. 11
4.2 Fallbeispiel Thomas . . ............ 12
4.21  Symptome und Diagnose . . . . .. 12
4.2.2  Kindergarten, Schule und Arbeit . . 12
4.2.3 Intervention und Therapie . .. .. 13

2.1.1 Schulpflichtgesetz

Die Verpflichtung zum Schulbesuch von behinderten und
nichtbehinderten Kindern und Jugendlichen wird durch
das Schulpflichtgesetz geregelt. So heift es dort im Paragra-
phen 6, welcher die Uberschrift »Gemeinsame Unterrich-
tung von Behinderten und Nichtbehinderten, Schulen fiir
Behinderte, Sonderunterricht« trigt, im Absatz 1:

Schiiler mit sonderpadagogischem Forderungsbedarf sind
zum Besuch des gemeinsamen Unterrichts von Behinder-
ten und Nichtbehinderten, fiir sie geeigneter besonderer
Schulen fiir Behinderte (Sonderschulen) oder des fiir sie ge-
eigneten Sonderunterrichts verpflichtet.

Beachtenswert ist hier, dass die Integration an erster Stelle
der drei Méglichkeiten fiir Behinderte Schiiler steht.

Im Absatz 2 des gleichen Paragraphen werden die Vor-
aussetzungen niher erldutert. Ob diese Verpflichtung im
einzelnen besteht und welche Schule oder welcher Sonder-
unterricht diese Schiiler zu besuchen haben, entscheidet die
Schulaufsichtsbehérde. Hierfiir werden zunéchst die Erzie-
hungsberechtigten gehort und ein Uberpriifungsverfahren
durchgefiihrt, zu dem ein Schul- oder Amtsarzt oder ein
Schulpsychologe hinzugezogen wird. Das Uberpriifungs-
verfahren kann auch psychologische Testverfahren beinhal-
ten, die durchzufiihren sind, wenn die Erziehungsberech-
tigten dies verlangen.

Absatz 3 sagt etwas iiber die Beendigung der allgemei-
nen Vollzeitschulpflicht an Schulen fiir Behinderte aus.
Fiir blinde, sehbehinderte und gehérlose Schiiler endet sie
nach 10 Schuljahren. Fiir geistigbehinderte Schiiler nach
12 Schuljahren, spatestens jedoch mit Ende des Schuljahres,
in dem sie das 18. Lebensjahr vollenden. Auflerdem hat die
Schulaufsichtsbehorde nach Absatz 4 die Moglichkeit nach
Anhorung der Eltern die Schulzeit um bis zu zwei Schuljah-
re, auf Antrag der Erziehungsberechtigten um ein weiteres
Schuljahr zu verldngern. Ausgenommen hiervon sind Schii-
ler, welche die Schule fiir Geistigbehinderte besuchen. Bei
diesen kann die Schulaufsichtsbehérde auf Antrag der Er-
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ziehungsberechtigten in begriindeten Ausnahmefallen die
Schulpflicht um bis zu zwei Schuljahren verlidngern.

Uber die Dauer der Vollzeitschulpflicht der in Absatz 3
und 4 genannten Schiiler, die gemeinsamen Unterricht
fir Behinderte und Nichtbehinderte in Regelschulen be-
suchen, entscheidet nach Ablauf der allgemeinen Vollzeit-
schulpflicht die Schulaufsichtsbehorde im Einzelfall. (§6,
Absatz 5)

Dem Paragraphen 7 Absatz 1 ist zu entnehmen, dass be-
hinderte Schiiler in der Sonderschule oder auch in der Re-
gelschule mit Zustimmung der Erziehungsberechtigten in
geeigneten Heimen oder in geeigneter Familienpflege un-
tergebracht werden, wenn es die Durchfithrung der Schul-
pflicht erfordert. »Diese Entscheidung triftt die Schulauf-
sichtsbehdrde im Einvernehmen mit dem tberdrtlichen
Trager der Sozialhilfe bzw. im Einvernehmen mit dem Ju-
gendamt« heiflt es weiter im Absatz 2.

Ein weiterer Bereich dieses Gesetzes stellt die Berufschul-
pflicht dar. Fiir Geistigbehinderte besteht keine Pflicht zum
Besuch einer Berufschule (§9, Absatz 5).

Im Paragraphen 11 mit der Uberschrift »Behinderte Be-
rufschulpflichtige« heifit es:

Berufschulpflichtige, die dem Bildungsgang der Berufschu-
le nicht oder nicht geniigend zu folgen vermdégen, kénnen
von der Schulaufsichtsbeh6rde vom Besuch der Berufschu-
le befreit werden, wenn eine Unterrichtung in entsprechen-
den Berufschuleinrichtungen fiir Behinderte nicht durch-
fithrbar ist.

Der Paragraph 13 regelt die generelle Befreiung von der
Schulpflicht:

Kinder, Jugendliche und Heranwachsende, die auch in ei-
ner Schule fiir Behinderte oder durch Sonderunterricht
nicht geférdert werden kénnen, werden von der Schul-
pflicht befreit. Nicht forderungsfahig im Sinne dieser Vor-
schrift sind alle Kinder, Jugendlichen und Heranwachsen-
den, die nicht {iber die Sprache Verbindung aufnehmen
konnen und von denen anzunehmen ist, dass sie durch eine
schulische, sonderpadagogische Betreuung nicht zu sinn-
voller Tatigkeit und ausreichender sozialer Anpassung ge-
fiihrt werden konnen. (§13, Absatz 1)

Die Entscheidung hieriiber trifft auch wieder die Schulauf-
sichtsbehorde nach Anhérung der Erziehungsberechtigten
und Durchfithrung eines Uberpriifungsverfahrens. ($13,
Absatz 2)

2.1.2 Schulordnungsgesetz

Die Moglichkeit der Integration von Behinderten in Regel-
schulen wurde bereits am o04. Juni 1986 durch das Schul-
ordnungsgesetz gegeben. Hierbei war das Saarland das ers-
te Bundesland, welches die Integration gesetzlich veran-
kerte. Somit wurde also die Erziehung und Unterrichtung
von behinderten Kindern und Jugendlichen grundsitzlich
zur Aufgabe der Regelschulen gemacht, was gleichzeitig da-
zu fiihrte, dass das Monopol des voll ausgebauten Sonder-
schulwesens beendet wurde. In der Originalfassung lautet
es im Gesetzestext:

Der Unterrichts- und Erziehungsauftrag der Schulen der
Regelform umfasst grundsitzlich auch die behinderten
Schiiler. (SchuOG vom 04. Juni 1986, §4, Absatz 1, Satz 1)

In der aktuellen revidierten Fassung vom 26. August 1996
lautet der Paragraph 4, Absatz 1:

Der Unterrichts- und Erziehungsauftrag der Schulen der
Regelform umfasst grundsétzlich auch die Schiiler mit son-
derpdadagogischem Forderbedarf. Daher sind im Rahmen
der vorhandenen schulorganisatorischen, personellen und
sichlichen Maglichkeiten geeignete Formen der gemeinsa-
men Unterrichtung von Behinderten und Nichtbehinder-
ten zu entwickeln; das Néhere regelt die Schulaufsichtsbe-
horde durch Rechtsverordnung.

Die zugrundeliegende Rechtsverordnung ist die Integrati-
onsverordnung, auf die nachfolgend noch néher eingegan-
gen wird.

Somit ist die Bevorzugung von Integration gegeniiber
der Separation in Sonderschulen oder dhnlichen Einrich-
tungen deutlich gemacht worden, was bedeutet, dass die In-
tegration durch die weitere Entwicklung des Schulwesens
vorangebracht werden soll.

Was unter der Bedingung Sonderpidagogischer Forde-
rungsbedarf zu verstehen ist, ist dem Absatz 2 des Paragra-
phen 4 zu entnehmen:

Sonderpédagogischer Forderungsbedarf ist bei Kindern
und Jugendlichen anzunehmen, die in ihrem Bildungs-,
Entwicklungs- und Lernmdglichkeiten so beeintrichtigt
sind, dass sie im Unterricht der allgemein bildenden Schule
ohne besondere Hilfen nicht hinreichend geférdert werden
konnen.

Im Absatz 3 des Paragraphen 4 werden die praktischen

Méglichkeiten fiir behinderte Kinder und Jugendliche auf-

gezeigt:
Der Unterrichtung und Erziehung von Schiilern mit son-
derpddagogischem Forderungsbedarf dienen die Formen
gemeinsamer Unterrichtung von Behinderten und Nichtbe-
hinderten, besondere Schulen fiir Behinderte (Sonderschu-
len) oder Klassen (Unterrichtsgruppen), die nach sonder-
péadagogischen Grundsitzen arbeiten, sowie der Sonderun-
terricht fiir Schiiler, deren Forderung auch in Schulen fiir
Behinderte nicht méglich ist. Zur Forderung der gemeinsa-
men Unterrichtung von Behinderten und Nichtbehinder-
ten kann die Schulaufsichtsbehérde Sonderpiadagogische
Férderzentren einrichten.

Es wird also weiterhin noch die Sonderschule und der Son-
derunterricht vorgesehen, aber die Integration in die Regel-
schule steht wie auch im Schulpflichtgesetz an erster Stelle.
Absatz 4 des gleichen Paragraphen gibt Auskunft dariiber,
wer bei Nichtintegration wo unterrichtet wird. Hierbei wird
zwischen neun verschiedenen Typen von Schulen fiir Be-
hinderte unterschieden:

1. Schule fir Blinde:

Sie ist gedacht fiir Kinder und Jugendliche, die tiber
kein Sehvermogen verfiigen oder darin so beein-
trachtigt sind, dass sie sich auch nach Korrektur in
wichtigen Lebensvollziigen wie Blinde verhalten.
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2. Schule fur Erziehungshilfe:

Sie wird von denen besucht, die aufgrund erhebli-
cher psychischer Stérungen und sozialer Auffallig-
keiten in Schulen der Regelform nicht mehr hinrei-
chend geférdert werden kénnen oder seine Mitschii-
ler erheblich beeintrachtigt oder gefdhrdet.

3. Schule fiir Gehorlose:

Fiir Kinder, die wegen ihrer Horschddigung die Spra-
che auch mit Hilfe von technischen Horhilfen nicht
iiber das Gehor erlernen konnen.

4. Schule fiir Geistigbehinderte:

Fiir solche, die geistig so schwer behindert sind, dass
sie auch durch Unterricht und schulische Erziehung
befihigt werden miissen, um sich als eigene Person
zu erfahren, Lebenszutrauen aufzubauen, sich in der
Umwelt angemessen zurecht zu finden und durch so-
ziale Orientierung bei ihrer Gestaltung mitzuwirken
und dadurch zur eigenen Existenzsicherung beitra-
gen zu konnen.

5. Schule fiir Kérperbehinderte:

Wer sich aufgrund von schweren oder langandau-
ernden Beeintrichtigungen der Bewegungsfahigkeit
oder organischer Schaden nicht ausreichend am Un-
terricht der Regelschulen beteiligen kann, besucht
die Schule fiir Kérperbehinderte.

6. Schule fir Lernbehinderte:

Fiir Schiiler, die durch ihren deutlichen Intelligenz-
riickstande oder allgemeine Lernstérungen erheb-
lich und langandauernd im Lernen beeintrichtigt
sind.

7. Schule fiirr Schwerhorige:

Gedacht fiir Schiiler, die durch Horhilfen zwar noch
Schall iiber das Ohr wahrnehmen konnen, aber den-
noch im Unterricht der Regelschulen den Fihigkei-
ten entsprechend gefoérdert werden konnen.

8. Schule fiir Sehbehinderte:

Fir Kinder und Jugendliche, die in ihrem Sehvermo-
gen auf ein Drittel bis ein Zwanzigstel der Norm re-
duziert sind.

9. Schule fiir Sprachbehinderte:

Fiir solche, die sprachlich so schwerwiegend beein-
trachtigt sind, dass sie auch mit Hilfe von schulbe-
gleitenden Mafinahmen in Regelschulen nicht ausrei-
chend gefordert werden.

Kinder und Jugendliche, die mehrfach behindert sind, be-
suchen die Schule, in der sie am besten geférdert werden
kénnen.

Diese genannten Einrichtungen sollen nach Paragraph 4,
Absatz 5 die Behinderung beheben oder deren Folgen mil-
dern, dabei eine gleichzeitige Bildung vermitteln und auf

die berufliche Bildung vorbereiten. Desweiteren besteht die
Aufgabe in der Unterstiitzung fiir die Integration in der Re-
gelschule, so dass die genannten Sonderschulen auch an der
Planung und Durchfithrung von gemeinsamen Unterricht
fiir behinderte und nicht behinderte Schiiler mitwirken sol-
len und die betroffenen Eltern und Lehrer der Regelschule
beraten.

2.1.3 Integrationsverordnung

Auf der Gesetzeslage des Schulpflichtgesetzes und des
Schulordnungsgesetzes basiert die Integrationsverordnung
(Schulordnung iiber die gemeinsame Unterrichtung von
Behinderten und Nichtbehinderten in Schulen der Regel-
form), die 1987 erlassen und 1993 an einigen Stellen revi-
diert wurde. Sie besagt, dass es weder bei den Behinde-
rungsarten noch bei den Schulstufen oder Schultypen eine
Grenze der Integration geben darf, was in Paragraph 1, Ab-
satz 2 begriindet ist. Dort heif3t es:

Die Moglichkeit der integrativen Unterrichtung bezieht
sich grundsitzlich auf Schiiler aller Behinderungsarten so-
wie aller Schulformen, Schultypen und Schulstufen.

Paragraph 2 dieser Verordnung regelt die Formen der inte-
grativen Unterrichtung. Hierbei wird zwischen sechs For-
men der Integration unterschieden, wobei die beiden letz-
ten Organisationsformen nicht als direkte Integrationsfor-
men angesehen werden konnen, da die entsprechenden Be-
hinderten nicht Schiiler der Regelschule sind. Zu den sechs
verschiedenen Formen gehoren:

1. Regelklasse mit Beratung:

Bei dieser Form besucht das behinderte Kind den
Regelunterricht und der Klassenlehrer oder auch die
Fachlehrer tauschen sich mindestens einmal die Wo-
che aus.

2. Regelklasse mit Ambulanzlehrer:

Auch hier wird die Regelschule besucht, jedoch
unterstitzt ein weiterer Lehrer (Sonderschullehrer)
den/die Schiiler/in in dem Mafle, wie es wegen der
Behinderung erforderlich ist und zwar, indem er
ihm/ihr im Unterricht zur Seite steht, gesondert For-
derstunden gibt oder behinderungsspezifische Tech-
niken eintibt.

3. Schule der Regelform mit Sonderpadagogischen For-
derungseinrichtungen:

Uberwiegend nimmt der Schiiler am Unterricht der
Regelschule teil, wobei diese besondere Forderungs-
einrichtungen hat. In diesem der Behinderung ent-
sprechenden Einrichtung wird der Schiiler einzeln
oder in Kleingruppen wdchentlich in einem der
Schwere der Behinderung entsprechendem Umfang
unterrichtet.
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4. Regelklasse mit Zwei-Padagogen-System:

Der Unterricht findet im Klassenverband statt, wobei
bei besonderer Schwere oder mehreren behinderten
Schiilern ein Sonderschullehrer dem Regellehrer mit
mindestens 13 Wochenstunden zur Seite steht.

5. Kooperierende Sonderklasse in einer Schule der Re-
gelform:

Innerhalb einer Regelschule werden behinderte
Schiiler in einer Sonderklasse durch einen Sonder-
schullehrer unterrichtet. Die Sonderklasse arbeitet
sowohl hinsichtlich des Unterrichts, als auch bei
aufSerunterrichtlichen Angelegenheiten zusammen
und deren Schiiler nehmen auch in einzelnen Fa-
chern an einem integrativen Unterricht teil.

6. Kooperation einer Schule fiir Behinderte mit einer
Schule der Regelform:

Eine Sonderschule arbeitet hauptsichlich auflerun-
terrichtlich mit einer Schule der Regelform eng zu-
sammen. Auflerdem konnen die behinderten Schii-
ler in bestimmten Fachern am Unterricht der Regel-
schule teilnehmen.

Um ein behindertes Kind in einer Regelschule zu integrie-
ren, miissen die Eltern einen Integrationsantrag stellen. Un-
terstiitzt werden sie in der Praxis hierbei von padagogi-
schen Fachkriften aus dem Elementarbereich oder Lehrern.
Dieser muss nach Parapgraph 6 der Integrationsverord-
nung spatestens bis zum 1. Februar an die zustandige unte-
re Schulaufsichtsbehorde gestellt werde. Nach Paragraph 7
wird dann durch geregelte Verfahren die sonderpddago-
gische Forderbediirftigkeit festgestellt. Anschlieend wird
nach Paragraph 8 von der Schulaufsichtsbehorde ein For-
derausschuss gebildet, der den Antrag berit und dem fol-
gende Mitglieder angehéren:

1. Als Vorsitzender fungiert der Schulleiter der Schule,
in die das behinderte Kind integriert werden soll.

2. Ein weiterer Lehrer der Schule, wobei dies nach Mog-
lichkeit der spitere Klassenlehrer ist.

3. Ein Sonderschullehrer einer Schule des der Behinde-
rung des Schiilers entsprechenden Typs, am besten
noch derjenige, der an dem in Paragraph 7 genann-
ten Verfahren beteiligt war.

4. Die Eltern des betreffenden Schiilers.

Nach Paragraph 8, Absatz 2 beauftragt der Vorsitzende
des Forderausschusses die unter dem zweiten und dritten
Punkt genannten Lehrer eine Kind-Umfeld-Diagnose zu er-
stellen wodurch aufgezeigt wird, ob, in welcher Form und
unter welchen baulichen, rdumlichen, séchlichen, personel-
len und organisatorischen Vorraussetzungen eine der Be-
hinderung gerecht werdende sonderpiddagogische Forde-
rung im Rahmen einer Integration durchgefiihrt werden

kann. Der Schulleiter und die Erziehungsberechtigten kon-
nen bei der Ausarbeitung der Kind-Umfeld-Diagnose mit-
wirken. Auch kann der Férderausschuss nach Paragraph 8,
Absatz 4 eine schriftliche Stellungnahme des schulérzt-
lichen und/oder schulpsychologischen Dienstes einholen
oder entsprechende Personen zu den Sitzungen einladen.
Es ist aber zu beachten, dass der Forderausschuss nur ei-
ne Empfehlung ausspricht (Paragraph 8, Absatz 6) und
diese an die zustdndige Schulaufsichtsbehorde weiterleitet,
das heifit selbst wenn der Forderausschuss einstimmig fiir
Integration stimmt, kann die Schulaufsichtsbehorde den
Antrag ablehnen. Der haufigste Ablehnungsgrund ist hier
meistens die fehlende personelle Voraussetzung. Die Hohe
der entsprechenden Foérderung, speziell der Sonderschul-
lehrerstunden geht aus der Kind-Umfeld-Diagnose hervor.

Nach Paragraph 9, Absatz 4 hat die Schulaufsichtsbehor-
de langstens im Abstand von zwei Jahren zu priifen, ob es
bei der von ihr angeordneten integrativen Unterrichtung
bleibt, ob diese in anderer Form oder unter anderen Vor-
aussetzungen fortzusetzen oder sie zu beenden ist. Dies gilt
in besonderem Maf3e beim Ubergang in eine andere Schul-
form oder eine andere Schulstufe. Hierzu muss aber der
Forderausschuss angehort werden.

Wenn schliefflich ein Schiiler oder eine Schiilerin inte-
griert wird, so erfolgt die Unterrichtung je nach der ent-
sprechenden Leistungsfihigkeit entweder zielgleich, das
heifdt nach dem fiir die nichtbehinderten Schiilern gelten-
den Lehrplan oder zieldifferent, das heifft dem Lehrplan
der Sonderschule entsprechend, die der Behinderung ent-
spricht. Dies ist in Paragraph 3 der Integrationsverordnung
verankert. Paragraph 5 gibt ndhere Auskunft iber die Leis-
tungsbeurteilung, die Versetzung und die Zeugnisse. Nach
Absatz 1 gelten fiir Schiiler, die zielgleich unterrichtet wer-
den, die allgemeinen Vorschriften.

Jedoch kénnen in der Praxis der Behinderung angepass-
te Erleichterungen und Hilfen, wie zum Beispiel lingere Be-
arbeitungszeiten, Schreib- und Lesehilfen, zusétzliche Pau-
sen usw. gewihrt werden. Lern- und geistigbehinderte Kin-
der werden nach Absatz 2 zieldifferent unterrichtet, wobei
sich die Leistungsanforderungen hierbei nach denen fiir
den der Behinderung des Schiilers entsprechenden Typs
der Schule fiir Behinderte gelten.

2.2 Nordrhein-Westfalen

Im Vergleich zum Saarland soll nun die Gesetzeslage in
Nordrhein-Westfalen niher betrachtet werden. Die hierfiir
relevanten Gesetze und Verordnungen sind das Gesetz tiber
die Schulpflicht im Lande Nordrhein-Westfalen SchpflG
vom o02. Februar 1980, zuletzt gedndert durch das Gesetz
vom 15. Juni 1999, das Schulverwaltungsgesetz SchVG vom
18. Januar 1985, zuletzt gedndert durch das Gesetz vom
09. Mai 2000 und die Verordnung iiber die Feststellung des
sonderpdadagogischen Forderbedarfs und die Entscheidung
uiber den schulischen Férderort VO-SF vom 22. Mai 1995.
Das Schulpflichtgesetz von Nordrhein-Westfalen ent-
spricht bis auf ein paar Abweichungen, auf die noch na-
her eingegangen wird, dem saarlandischen Schulpflichtge-
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setz. Das Schulverwaltungsgesetz von NRW beinhaltet den
Teil tiber die Kategorisierung von Sonderschulen, der im
Saarland im Schulordnungsgesetzes enthalten ist. Im Schul-
ordnungsgesetz des Saarlandes sind aber noch mehr Regle-
ments beziiglich der Integration behinderter Schiiler und
Schiilerinnen zu finden. Die Integrationsverordnung des
Saarlandes bezieht sich nur auf integrationspadagogische
Aspekte, wobei es, wie der Name schon sagt, in der Verord-
nung von Nordrhein-Westfalen eher um die Ermittlung des
sonderpiddagogischen Forderbedarfs und den entsprechen-
den Ort geht.

2.2.1 Schulpflichtgesetz

So wie im Saarland besteht natiirlich in Nordrhein-
Westfalen auch die Schulpflicht fiir behinderte Kinder.
Kernpunkt der Gesetzeslage bildet hier der Paragraph 7 mit
dem Titel »Sonderpadagogische Férderung Schulpflichti-
ger«.

Absatz 1ist im Prinzip vergleichbar mit Paragraph 6, Ab-
satz 1 des saarldndischen Schulpflichtgesetzes. Es wird hier-
bei aber nur gesagt, dass Schulpflichtige, die wegen kor-
perlicher, seelischer oder geistiger Behinderung oder we-
gen erheblicher Beeintrachtigung des Lernvermdgens ih-
rem individuellen Forderbedarf entsprechend sonderpéad-
agogisch geférdert werden. Die Schulpflichtigen kommen
ihrer Schulpflicht also nach, wenn sie entweder in der Re-
gelschule entsprechend gefordert werden konnen oder eine
entsprechende Sonderschule besuchen.

Absatz 2 geht ndher auf die Integration im Primarbe-
reich ein. So kénnen behinderte Schiiler bei geeigneter per-
soneller und séchlicher Ausstattung unter sonderpadago-
gischer Forderung die Grundschule besuchen, wobei die
Moglichkeit einer zieldifferenten Unterrichtung nach den
Lernzielen der jeweiligen Sonderschule besteht. Zustim-
men muss fir diese Integrationsmafinahme der Schultré-
ger. Nach Absatz 3 konnen Schulpflichtige auch im Sekund-
arbereich 1 und 2 bei sonderpddagogischer Forderung den
Regelschulunterricht besuchen, wenn die Schulaufsichts-
behorde durch ein Verfahren feststellt, dass das Bildungs-
ziel der jeweiligen weiterfithrenden Schule erreicht werden
kann. Falls dies nicht der Fall ist, besteht aber weiterhin die
Moglichkeit von Schulversuchen, bei denen die gemeinsa-
me Unterrichtung erprobt wird.

Absatz 4 ist zu entnehmen, wie es zur sonderpiadagogi-
schen Unterrichtung kommt. Anders als im Saarland kann
in Nordrhein-Westfalen ein Antrag auch von der Schule
gestellt werden, welche die behinderten Schiiler aufnimmt.
Uber den Antrag, also den sonderpidagogischen Férderbe-
darfund den Forderort entscheidet auch die Schulaufsichts-
behoérde, wobei vorher die Zustimmung des Schultragers
einzuholen ist. Desweiteren bedarf es eines sonderpadago-
gischen Gutachtens, eines Gutachtens seitens des Gesund-
heitsamtes und der Beteiligung der Erziehungsberechtig-
ten.

Absatz 6 regelt die Dauer der Schulpflicht beim Besuch
einer Schule fir Lernbehinderte und der Schule fiir Erzie-
hungshilfe. Die Schulpflicht der Betroffenen endet nach 10

Schuljahren, wobei die Mafigabe gilt, dass der Hauptschul-
abschluss erreicht sein soll. Die Pflicht des Besuches von
sonstigen Sonderschulen (aufler geistigbehinderte Schule)
endet nicht wie im Saarland nach 10 Jahren, sondern erst
nach 11 Jahren. Fiir geistigbehinderte Schiiler endet die
Schulpflicht auch nach 11 Jahren, lingstens mit der Vollen-
dung des 25. Lebensjahres. Im Saarland endet diese nach
12 Jahren, spitestens mit Vollendung des 18. Lebensjahres,
was aber durch entsprechende Antrége durch die Schulauf-
sichtsbehdrde noch bis zu zwei Jahren verldngert werden
kann.

Im nordrhein-westfélischen Schulpflichtgesetz wird in
Paragraph 7, Absatz 9 noch verankert, dass Kinder, die
hochstwahrscheinlich in der Schule sonderpadagogischen
Forderbedarf benétigen auf Antrag der Erziehungsberech-
tigten nach Vollendung des dritten Lebensjahres in einen
Sonderkindergarten aufgenommen werden konnen. Die-
ser Punkt beinhaltet das saarlandische Schulpflichtgesetz
nicht.

Paragraph 8 mit dem Titel »Anstaltspflege« entspricht
der Regelung im Saarland. So kénnen auch in Nordrhein-
Westfalen Sonderschulpflichtige in Anstalten, Heimen oder
Familienpflege untergebracht werden, wenn sonst der Er-
reichung des Ziels der Sonderschule nicht nachgekommen
werden kann. Wie im Saarland trifft diese Entscheidung
auch die Schulaufsichtsbehorde in Absprache mit dem Ju-
gendamt.

Paragraph 14 des nordrhein-westfélischen Schulpflicht-
gesetzes bezieht sich auf die Berufschulpflicht. So heifit es
dort:

Schulpflichtige, die am Unterricht der Berufschule nicht
teilnehmen konnen oder durch ihn nicht hinreichend ge-
fordert werden, sind zum Besuch einer ihrer Behinderung
entsprechenden Sonderklasse oder Sonderschule verpflich-
tet [...]

Im Saarland existieren hierzu analog Einrichtungen fiir be-
hinderte Berufschulpflichtige.

Vergleichbar mit der saarldndischen Gesetzeslage (Para-
graph 13 Schpfg) ist Paragraph 15 »Ruhen der Schulpflicht«.
So ruht die Schulpflicht fiir Kinder und Jugendliche, von
denen anzunehmen ist, dass sie in einer Sonderschule nicht
zu sinnvoller Titigkeit oder ausreichender sozialer Anpas-
sung gefiihrt werden kénnen. Die Entscheidung triftt auch
hier die Schulaufsichtsbehérde nach Einholung eines Gut-
achten des Gesundheitsamtes und einer Anhdrung der Er-
ziehungsberechtigten.

2.2.2 Schulverwaltungsgesetz

Im Schulverwaltungsgesetz von Nordrhein-Westfalen ist in
Paragraph 4 (Aufbau und Gliederung des Schulwesens) Ab-
satz 6 die Kategorisierung des Sonderschulwesens zu fin-
den. Dieser Absatz enthilt die gleiche Spezifizierung von
Sonderschulen wie im saarlindischen Schulordnungsge-
setz. Dariiber hinaus gibt es in Nordrhein-Westfalen aber
noch eine Sonderschulform, die sich »Schule fiir Kranke«
nennt. Desweiteren ist festgelegt, dass der Sonderkinder-
garten Teil der Sonderschule ist und, dass Sonderschulen
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unterschiedlichen Typen in einem organisatorischen und
personellen Verbund als eine Schule gefiihrt werden koén-
nen. Auflerdem besteht die Moglichkeit, dass in allgemein-
bildenden Schulen sogenannte Sonderschulklassen als Teil
einer Sonderschule in kooperativer Form eingerichtet wer-
den konnen. Weiter heifit es dort:

Es konnen auch sonderpédagogische Fordergruppen als
Teil der allgemeinen Schule gefithrt werden, wenn ein pad-
agogisches Konzept vorgelegt wird, das Moglichkeiten ge-
meinsamen Lernens vorsieht.

2.2.3 Verordnung iiber die Feststellung des
sonderpiddagogischen Forderbedarfs und die
Entscheidung iiber den schulischen Forderort
(VO-SF)

Im Prinzip ist die Differenzierung zwischen gemeinsa-
mer Unterrichtung von Behinderten und Nichtbehinder-
ten und der Separation von Behinderten in Sonderschulen
offener gehalten als im Saarland. In Paragraph 1 der VO-SF
heifdt es in Absatz 1:

Ergeben sich zu Beginn der Schulpflicht oder wihrend des
Besuchs der allgemeinen Schule fiir die Erziehungsberech-
tigten oder die Schule Anhaltspunkte dafiir, dass eine Schii-
lerin oder ein Schiiler nur mit sonderpédagogischer Unter-
stiitzung im Unterricht hinreichend gefordert werden kann,
so ist ein Verfahren zur Feststellung des sonderpadagogi-
schen Forderbedarfs und zur Entscheidung iiber den schu-
lischen Forderort nach Bestimmungen dieser Verordnung
durchzufiihren.

Zustandig fiir dieses Verfahren und die Entscheidung tiber
den Foérderbedarf und den Forderort ist nach Absatz 2 die
Schulaufsichtsbehorde.

Es wird also in Nordrhein-Westfalen generell der entspre-
chende Forderbedarf und Forderort festgestellt, wobei es
im Saarland eigentlich nur bei der Integration verpflichtend
ist, diese Forderungsbediirftigkeit festzustellen und zu ent-
scheiden, ob Integration unter den gegebenen Vorausset-
zungen durchgefiihrt werden kann.

Paragraph 2 mit dem Titel »Behinderungen und son-
derpidagogischer Forderbedarf« gibt Auskunft dariiber,
welche Behinderungen einen sonderpadagogischen For-
derbedarf bedingen koénnen. Dies sind nach Absatz 1
Sehschddigungen (Blindheit, Sehbehinderung), Horscha-
digungen (Gehorlosigkeit, Schwerhorigkeit), Lern- und
Entwicklungsstorungen (Lernbehinderung, Sprachbehin-
derung, Erziehungsschwierigkeit), geistige Behinderung
und Koérperbehinderung.

In Absatz 2 wird gesagt, dass eine Behinderung nicht in
jedem Fall eine sonderpadagogische Férderung zur Folge
hat, sondern dass diese dann erforderlich ist, wenn Behin-
derungen oder Lern- und Entwicklungsstorungen im Sinne
der Paragraphen 3 bis 9 vorliegen. In diesen Paragraphen
werden Definitionen fiir die einzelnen Behinderungen auf-
gezeigt. Im einzelnen handelt es sich hier um Sehschadigun-
gen (§3), Horschadigungen (§4), Lern- und Entwicklungs-
storungen (§s), geistige Behinderung (§6), Kérperbehinde-
rung ($7) und Schwerstbehinderung (§7).

Paragraph 9 geht dann auf die jeweiligen Forderschwer-
punkte ein. Dies sind zum Beispiel Ausbildung der taktil-
kinasthetischen und auditiven Wahrnehmung bei Sehscha-
digungen, Hortraining und Benutzung von Hérhilfen bei
Horgeschddigten, Erziehung zu elementaren Formen des
Lern-, Arbeits- und Sozialverhaltens bei Lern- und Ent-
wicklungsstorungen, erfahren der eigenen Personlichkeit
bei geistig Behinderten usw.

Wie es zur Eroffnung des Feststellungsverfahrens
kommt, wird dann im Paragraphen 10 festgelegt. Dort ist
im Absatz 1 festgelegt, dass die Eréffnung des Verfahrens
entweder durch die Erziehungsberechtigten oder durch
die allgemeine Schule erfolgen kann. Der entsprechende
Antrag wird dann an die Schulaufsichtsbehérde zur Ent-
scheidung weitergeleitet (Absatz 2).

Die Ermittlung des sonderpidagogischen Forderbedarfs
geschieht danach auf folgende Weise. Zuerst wird, wie
in Paragraph 11 verankert, eine sonderpadagogische Lehr-
kraft in Zusammenarbeit mit einer Lehrkraft der allge-
meinen Schule beauftragt, Umfang und Art der notwendi-
gen Forderung festzustellen. Den Erziehungsberechtigten
muss wihrend der Erstellung des Gutachtens die Moglich-
keit zur Aussprache gegeben werden (Absatz 2). Vor Ab-
schluss des Gutachtens wird nach Absatz 3 das Gesundheits-
amt beauftragt eine schuldrztliche Untersuchung durchzu-
tithren. Diese beinhaltet die Feststellung des korperlichen
Entwicklungsstandes und die Beurteilung der allgemeinen
gesundheitlich bedingten Leistungsfahigkeit einschlief3lich
der Sinnesorgane sowie die feststellbaren Beeintrichtigun-
gen und Behinderungen aus medizinischer Sicht. Nach Pa-
ragraph 12 (»Entscheidung iiber den sonderpéddagogischen
Forderbedarf und den Forderort«), Absatz 1 entscheidet
dann die Schulaufsichtsbehorde tiber den Bedarf und den
Ort der jeweiligen Férderung. Nach Absatz 2 kann der For-
derort entweder eine Sonderschule oder eine allgemeinbil-
dende Schule mit entsprechenden personellen und sachli-
chen Voraussetzungen sein.

Wenn die Voraussetzungen in der Regelschule gegeben
sind, kann die Schulaufsichtsbehérde den Erziehungsbe-
rechtigten empfehlen einen Antrag auf Teilnahme am ge-
meinsamen Unterricht fiir Behinderte und Nichtbehinder-
te zu stellen (Absatz 3).

Vor den jeweiligen Entscheidungen der Schulaufsichts-
behorde sind die Erziehungsberechtigten nach Absatz 5 zu
einem Gesprach zu laden, wobei diese hierfiir noch eine
Person ihres Vertrauens hinzuziehen konnen. Aulerdem
ist den Erziehungsberechtigten auf Wunsch Einsicht in das
Gutachten und die entsprechenden Unterlagen zu geben.

Nach Absatz 6 kann die Schulaufsichtsbehorde entschei-
den, ob sonderpiadagogische Forderung zuerst nur probe-
weise fiir ein halbes Jahr stattfindet. Diese Entscheidung
muss nach Absatz 7 den Erziehungsberechtigten mitgeteilt
und begriindet werden. Alle bei der Schulaufsichtsbehorde
entstandenen Unterlagen und Daten werden nach Absatz 8
an die aufnehmende Schule weitergeleitet. Die Aufnahme
in die Schule regelt dann Paragraph 13.
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Wenn die Schulaufsichtsbehorde fiir eine sonderpidago-
gische Forderung in einer Regelschule entschieden hat, mel-
den die Eltern ihr Kind in einer der benannten Schulen an
(Paragraph 13, Absatz 1). Entsprechendes gilt fiir die Anmel-
dung in einer Sonderschule, wenn die Schulaufsichtsbehor-
de diese als geeigneten Forderort bestimmt hat (Absatz 2).

Wenn von Seiten der Schulaufsichtsbehorde einem Inte-
grationsantrag der Eltern nicht zugestimmt wurde, veran-
lasst die Schulaufsichtsbehorde den Besuch einer Sonder-
schule (Absatz 3). Wenn die Anmeldung der Eltern nicht er-
folgt, wird nach Absatz 4 die Aufnahme durch die Schulauf-
sichtsbehorde durchgefithrt und die Aufnahme den Eltern
schriftlich mitgeteilt.

Nach Paragraph 14, Absatz 1 priift die Schule jéhrlich,
ob der festgestellte Forderbedarf weiterhin besteht oder, ob
der Besuch einer anderen Schule angebracht ist. Nach Ab-
satz 2 wird im Falle eines angebrachten Schulwechsels dies
mit den Erziehungsberechtigten erdrtert und die Schulauf-
sichtsbehorde rechtzeitig davon informiert.

Nach Paragraph 15 wird die sonderpadagogische Forde-
rung beendigt, wenn der Bedarf nach Ansicht der zustin-
digen LehrerInnen nicht mehr erforderlich ist (Absatz 1).
Dies wird nach Erérterung mit den Eltern der Schulauf-
sichtsbehorde mitgeteilt. Die Feststellung, ob die sonder-
padagogische Forderung sowohl in der Sonderschule, als
auch in der Regelschule nicht mehr erforderlich ist, trifft
die Schulaufsichtsbehérde und teilt dies auch den Eltern
mit (Absitze 2 & 3). Diese Entscheidungen konnen nach
Absatz 4 auch probeweise fiir ein halbes Jahr getroffen wer-
den.

Zustindig fiir die Entscheidung einer sonderpiddago-
gischen Forderung im Berufschulbereich ist nach Para-
graph 16 die oberste Schulaufsichtsbehorde.

Wenn wihrend der Vollzeitschulpflicht schon sonder-
padagogische Forderung bestand, wird nach Absatz 3 fol-
gendes Verfahren durchgefiihrt: Von der abgebenden Schu-
le wird ein Vorschlag mit den Unterlagen an die aufneh-
mende Schule geleitet. Diese gibt eine eigene Stellungnah-
me ab und leitet den Vorgang an die Schulaufsichtsbehorde
weiter, welche die Entscheidung den Erziehungsberechtig-
ten und/oder dem volljahrigen Schiiler mitteilt.

3 Entwicklungen in
Nordrhein-Westfalen und im
Saarland

3.1 Entwicklung in NRW

Der erste Integrationsversuch startete in Nordrhein-
Westfalen 1981 mit einer Integrationsklasse an einer Grund-
schule. Weitergefiihrt wurde die Unterrichtung dieser
Kinder 1985 an einer Gesamtschule. Orientiert wurde
sich bei diesen Schulversuchen an der Montessoripadago-
gik in integrativen Kindergérten. 1986 begannen weitere
6 Grundschulen mit einem Schulversuch und 1987 waren
es 13 Grundschulen.

Bei diesen Modellen nahmen bis zu fiinf unterschiedlich
behinderte Kinder am gemeinsamen Unterricht teil, wo-
bei dieser von einem 2-Lehrer-System erteilt wurde; einer
Grundschullehrerin und einer Sonderpéadagogin. Diese ers-
te Phase von 1981 bis 1989 zeigte also, dass gemeinsamer
Unterricht moglich ist und sich weder fiir die behinderten
noch fiir die nichtbehinderten Kinder nachteilig auswirkt.

Die zweite Phase von 1989 bis 1993 sollte klaren, unter
welchen Bedingungen gemeinsamer Unterricht méglich ist.
Bis 1993 wurden nur insgesamt sieben Schulversuche fiir
gemeinsamen Unterricht genehmigt, so dass die meisten
Kinder nach der Grundschule doch auf die Sonderschu-
le wechselten. 1992 wurden zusitzliche Stellen fiir den ge-
meinsamen Unterricht bereitgestellt und zwar 69 Stellen
fur Grundschulen und 46 Stellen fiir Gesamtschulen und
Forderzentren an Gymnasien, welche die integrative Be-
schulung blinder und sehbehinderter Schiiler unterstiitz-
ten. Die Begrenzung des gemeinsamen Unterrichts auf 8o
Schulen wurde 1993/94 aufgehoben.

Danach trat am 1. August 1995 das neue Gesetz zur
»Weiterentwicklung der sonderpadagogischen Forderung
in Schulen« in Kraft. In diesem Gesetz heifit es nun, dass
behinderte Kinder, die in einer Grundschule oder einer wei-
terfiihrenden Schule nicht hinreichend gefordert werden
konnen, ihrem individuellen Forderbedarf entsprechend
sonderpadagogisch gefordert werden und dies im Rahmen
einer Regelschule oder einer Sonderschule. Ab diesem Zeit-
punkt war Integration kein rechtlicher Sonderfall mehr,
sondern eine ranggleiche Moglichkeit und Alternative zur
Sonderschule. Die Integration muss sogar nicht nur in Inte-
grationsklassen durchgefiihrt werden, sondern die Kinder
konnen einzeln in Regelklassen unterrichtet werden.

An Lehrerstellen wurden im Schuljahr 1994/95 207,
1995/96 80 und 1996/97 weitere 50 zusitzliche Stellen aus
dem Haushalt bereitgestellt. Fiir 1997/98 wurden wegen der
angeblichen schlechten Finanzlage keine weiteren bereitge-
stellt. Von einer weiteren Ausweitung des integrativen Un-
terrichts kann mittlerweile keine Rede mehr sein.

Seit dem neu in Kraft getretenen Gesetz ist die Zahl der
behinderten Kinder im Regelunterricht gestiegen, aber ein
deutlicher Anstieg kann nicht verzeichnet werden. So stei-
gerte sich diese 1993/94 und 1994/95 jahrlich um das Dop-
pelte und nach in Krafttreten des Gesetzes nur um ein Fiinf-
tel, bzw. um ein Sechstel.

Schilerlnnen im

Schuljah meinsamen stellen im

chujahr— ge e.sa € Landes-Haushalt
Unterricht

1988 261

1989/90 330
1990/91 410
1991/92 600
1992/93 587 105

1996/97 werden ca. 3500 SchiilerInnen im gemeinsamen
Unterricht an etwa 400 Grundschulen unterrichtet. Diese
Zahl ist jedoch nur 3,86% der Schiiler mit sonderpiadago-
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gischem Forderbedarf, also werden die iibrigen 96,14% in
Sonderschulen unterrichtet.

Seit dem Schuljahr 1999/2000 soll es keine weiteren
Schulversuche zur Integration in der Sekundarstufe geben,
wobei aber bis dahin zumindest noch keine wissenschaft-
liche Auswertung der landesweiten Schulversuche vorlag.
Das Ministerium schlégt als Alternative die neu vorgesehe-
ne Einrichtung von sonderpadagogischen Fordergruppen
an Regelschulen vor. In diesen Fordergruppen an Regel-
schulen sollen 8 bis 10 Kinder mit unterschiedlicher Behin-
derung und in unterschiedlichem Alter von einer/m Son-
derpidagogin/en unterrichtet werden und je nach Méglich-
keit an der Schule ins Schulleben integriert werden.

Man kann also sagen, dass es eine kontinuierliche Fort-
entwicklung fiir den integrativen Unterricht gab. Nachdem
zuerst gezeigt wurde, dass gemeinsamer Unterricht férder-
lich ist, wurden danach die Mindeststandards festgelegt.
Durch die steigenden Schiilerzahlen kann man davon aus-
gehen, dass es bis 2005 zu einer Stellenausweitung von etwa
9800 Lehrerstellen kommen miisste.

In der 1995b erschienen Denkschrift der Bildungskom-
mission von NRW wird zwar von der Schule der Zukunft
als Haus des Lernens gesprochen, aber diese Kommission
bezieht den gemeinsamen Unterricht mit behinderten Kin-
dern nicht in ihre Vorstellungen zu binnendifferenziertem,
jahrgangs- und facheriibergreifendem sowie handlungsori-
entiertem Unterricht ein. Die Kommission empfiehlt ziel-
differenten, gemeinsamen Unterricht in der Sekundarstu-
fe 1 vorerst im Rahmen von Schulversuchen weiter zu er-
proben. Dabei soll eine Beteiligung aller Schulformen der
Sekundarstufe 1 vorgesehen werden.

3.2 Entwicklung im Saarland

1986 wurde die gemeinsame Unterrichtung von behinder-
ten und nichtbehinderten Kindern schulgesetzlich geregelt.
Davor wurden jedoch schon einige behinderte Kinder mit
Zustimmung des Ministeriums in der Regelschule in ihrem
Wohnort unterrichtet. In den folgenden Jahren nahm die
Zahl der behinderten Kinder in Regelschulen kontinuier-
lich zu. Abbildung 1 auf der nichsten Seite zeigt die genau-
en Zahlen.

In den Zahlen des Ministeriums sind auch die Kinder
enthalten, welche nach der Form 5 und 6 der Integrati-
onsverordnung unterrichtet wurden, also in Sonderklassen,
entweder in einer Regelschule oder in einer Sonderschule,
die mit einer Regelschule soweit wie méglich kooperierte.

Minister Breitenbach, der das Kultusministerium von
1985 bis 1990 und von 1994 bis 1999 leitete, sah die Unter-
richtung von allen Kindern und Jugendlichen als besonders
wichtig an. Marianne Granz, die von 1990 bis 1994 Ministe-
rin war, legte den sonderpddagogischen Schwerpunkt stér-
ker auf die Schulen fiir Behinderte.

Im Saarland verlaufen die meisten Integrationsmaf3nah-
men in der Form der Einzelintegration, das heif3t, dass der
Regelschullehrer stundenweise von einem Sonderschulleh-
rer und meist noch einem Zivildienstleistenden unterstiitzt
wird. Vor allem in der Sekundarstufe sind in den letzten

Jahren immer mehr behinderte Schiiler integriert worden,
wobei es auch mehr dazu kam, dass in einer Klasse mehre-
re behinderte Kinder unterrichtet wurden. Dadurch konn-
te aber die Stundenzahl des Sonderlehrers in der Klasse er-
hoht werden, was von den Regelschullehrern sehr begrufit
wurde.

Der Anteil der behinderten Schiiler in der Sekundarstu-
fe 1 ist mittlerweile sogar hoher als der in Grundschulen,
was auch durch die Dauer von vier Jahren in der Grund-
schule bzw. von fiinf bzw. sechs Jahren in den erweiterten
Realschulen und Gesamtschulen begriindet ist. Die Mog-
lichkeit der Integration von Behinderten in der Regelschule
gilt im Saarland zwar fiir alle Behinderungsarten, aber der
Anteil je nach Behinderungsart ist sehr verschieden.

Korperbehinderte oder lernbehinderte Schiiler sind in
der Regelschule in einem &dhnlichen Verhéltnis vertreten
wie in Sonderschulen. Eine geringere Anzahl stellen Kinder
mit geistiger Behinderung oder sehbehinderte und blinde
Kinder dar. Im Bereich der Horgeschéddigten ist das Saar-
land das einzige Bundesland, in dem die Regelschullehrer
von Horgeschidigtenlehrern nicht nur beraten, sondern
tatsdchlich direkt im Unterricht unterstiitzt werden.

Abbildung 2 auf Seite 11 verdeutlicht das Verhéltnis von
Kindern in Integrationsmafinahmen zu Kindern, die in
Sonderschulen unterrichtet werden.

Nach wie vor ist es fiir Eltern von Kindern mit geisti-
ger Behinderung auflerordentlich schwer, dass ihr Kind in-
tegrativ unterrichtet wird. Dies hangt unter anderem auch
damit zusammen, dass sich die Grundschulen immer noch
nicht richtig fiir den zieldifferenten Unterricht 6ffnen koén-
nen, obwohl die Unterrichtung in der Grundschule generell
eine niveaudifferenzierte Vorgehensweise erfordert. Des-
weiteren gibt es immer noch einige Probleme auf Seiten der
Lehrkrifte, die da beispielsweise wéren:

o Die klassenraumexterne Férderung durch das Son-
derpersonal wird immer noch praktiziert.

o Einige Lehrkrifte haben Schwierigkeit mit der ko-
operativen Arbeit mit Sonderschullehrern und er-
warten eventuell, dass die Behinderung durch den ge-
meinsamen Unterricht aufgehoben wiirde.

o Viele Sonderschullehrer neigen bei Problemen in
der Integrationsmafinahme dazu, diese abzubrechen
und das Kind auf eine Sonderschule zu tiberweisen.

o Regelschullehrer halten die Stundenzahl der Sonder-
schullehrer fiir zu gering und fordern so eher sonder-
padagogische Forderzentren an mehreren Schulen.

Die Entwicklung im Saarland hat gezeigt, dass auch in ei-
nem finanziell schwachen Bundesland grof3e Fortschritte
im Bereich der Integration erzielt werden kénnen. Es stellt
sich nur weiterhin die Frage welcher Anteil bei den knap-
pen Ressourcen den Sonderschulen und welcher den Inte-
grationsmafinahmen zukommt. Dieser Verteilungskampf
verschlechtert das Klima in den Fachkreisen und fiihrt eher
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Abbildung 1: SchiilerInnen mit gemeinsamen Unterricht (Weitere SchiilerIn-
nen mit Behinderung, die Regelschulen besuchen, aber offenkun-
dig keinen sonderpadagogischen Forderbedarf haben, werden
in den ministeriellen Statistiken nicht erwahnt.); Sander und

Schnell (1998)

dazu, dass viele Energien auf politisch-taktische Ausein-
andersetzungen anstatt auf padagogische und didaktische
Verbesserungen verwendet werden.

4 Fallbeispiele der Schullaufbahnen
behinderter Kinder

4.1 Fallbeispiel Carsten
4.1.1 Symptome und Diagnose

Carsten wurde am 28. Juli 1983 ohne erkennbare Besonder-
heiten geboren. Seine Entwicklung verlief dann verzogert
gegeniiber den Normwerten bei Kleinkindern. So hatte er
beispielsweise die Krabbelphase iibergangen und ist mit 18
Monaten gelaufen. Mit drei Jahren konnte er noch keine
Mehrwortsitze bilden. Diagnostiziert wurde eine frithkind-
liche Hirnschadigung unklarer Ursache mit geistiger Behin-
derung. Wahrscheinlich, so meinen die Eltern, sei diese Be-
hinderung auf Sauerstoffmangel bei der Geburt zuriickzu-
fithren.

Carsten zeigt totale Spontaneitit in Emotionsauflerun-
gen; er kann sich also nicht verstellen und seine Emotio-
nen kontrollieren. Die Lenkung durch Bezugspersonen ist
sehr stark fiir ihn von der Sympathie zu den einzelnen Per-
sonen abhingig. Besonders auf laute auditive Reize reagiert
er unangepasst, da vermutlich eine Art Reiziiberflutung im
Gebhirn stattfindet. Carsten hat somit enorme Schwierigkei-
ten mit der Aufnahme (Filterung), der Zuordnung und der
angemessenen Reaktion auf Reize. Durch diese Beeintréch-
tigung versucht er sich von Lirm abzuschotten und sucht
so beispielsweise Schutz beim Vater oder der Mutter, wenn
ein lautes Flugzeug vorbeifliegt oder ein Hund bellt.

Carsten weist sowohl visuelle als auch auditive Stereoty-
pien auf. So schaut er meist die gleichen Filme im Fernse-
hen (auf Video) oder hort Volksmusik, was eigentlich unty-
pisch fiir ein Kind ist, jedoch darin begriindet ist, dass diese
Musik ihm durch den eingédngigen, kontinuierlichen Rhyth-
mus eine gewisse Konstanz gibt. Zu den bevorzugten Fil-
men gehoren beispielsweise Pumuckl oder Verfilmungen
von Astrid Lindgren, bei denen Carsten einiges an sozialer
Kompetenz gelernt hat, weil er dort Werte und Normen ver-
mittelt bekommt, was beispielsweise gut und bose ist. Dies
ist bei anderen Comics oder Walt-Disney-Produktionen
nicht der Fall, da diese eher schlecht fiir ihn sind, weil dabei
meist zu viele und schnelle Impulse auf ihn niederprasseln.

Um auflerdem Halt zu bekommen und sich in der Welt
zurecht zu finden, beif3t er sich meist an bestimmten The-
men fest, auf denen er dann extrem lange héngen bleibt. So
sind auch Textpassagen aus Filmen oder Audiokassetten so
verinnerlicht, dass sie 6fters mit oder ohne Zusammenhang
wiedergegeben werden. So fragt er wie aus der Pistole im-
mer wieder nach Namen aus der Verwandtschaft, der Be-
kanntschaft oder nach Hauptstiadten von Landern usw. Auf
der Fahrt von Neunkirchen nach Saarbriicken sagt er im-
mer, welche Orte kommen und mdchte dabei von seinen
Eltern dann die Bestatigung haben, dass dies auch wirklich
so ist und sich auch nicht dndert. Durch dieses stindige
Nachfragen ist er immer dabei sein eigenes Wertesystem
zu verifizieren und gegebenenfalls anzupassen.

Seine Sprache ist schwer zu verstehen, weil er zum einen
sehr schnell und zum anderen etwas undeutlich und gram-
matikalisch nicht angemessen spricht. Von der Aussprache
kann man sagen, dass sie als staccatohaft angesehen werden
kann und oftmals eine Echolalie zu verzeichnen ist.

Besonders in der Grobmotorik wies Carsten bis zum Al-
ter von etwa 14 Jahren erhebliche Defizite auf. So kann er
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kein Fahrrad fahren, nicht schwimmen oder hat Probleme
beim Treppen gehen.

Er weist zwar autistische Ziige auf, kann aber nicht als
Autist bezeichnet werden, weil zu viele Verhaltensweisen
untypisch fiir einen Autisten sind.

4.1.2 Kindergarten, Schule, Arbeit

Carsten wohnte zuerst mit seinen Eltern in Nordrhein-
Westfalen. Mit zwei Jahren bekam er Frithférderung. Mit
vier Jahren kam Carsten in den Kindergarten, wo er relativ
schnell sauber geworden ist.

Zuerst war er ein Jahr im Sonderkindergarten und da-
nach zwei Jahre in einem integrativen Kindergarten in Wal-
scheid in Nordrhein-Westfalen. In diesem integrativen Kin-
dergarten waren doppelt so viele Nichtbehinderte wie Be-
hinderte, drei Betreuer und Zivis in der Kindergartengrup-
pe. In diesem Rahmen hat sich Carsten gut entwickelt. An-
schlieflend ist die Familie aus beruflichen Griinden des Va-
ters ins Saarland zuriickgezogen, wo sie auch vor Carstens
Geburt schon gelebt hatte.

Im Saarland ging Carsten dann noch ein Jahr in den Son-
derkindergarten in Neunkirchen bevor er dann von acht bis
zehn Jahren die K-Schule in Homburg besuchte. Der Ver-
such der Unterrichtung in der K-Schule funktionierte aber
nicht besonders, weil Carsten den Unterricht oft gestort hat
und von den Lehrern immer nur aus dem Zimmer verwie-
sen wurde und so die meiste Zeit auf dem Flur verbrachte.
Gegen die Mitschiiler der K-Schule wurde Carsten 6fters
handgreiflich, weil er vermutlich merkte, dass er ihnen oft
iberlegen war und dies auch ausnutzte, um sich zu profi-
lieren. Eventuell war der anfangliche Besuch der K-Schule
eine falsche Entscheidung.

Dann besuchte Carsten mit zehn Jahren die Sonderschu-
le in Dirmingen, wo er bis zum Alter von 18 Jahren geblie-
ben ist. Ab dem Alter von 18 Jahren hat Carsten dann meh-
rere Praktiken hauptsichlich in Behindertenwerkstatten ge-
macht.

Danach folgte eine vom Arbeitsamt geforderte zweijah-
rige berufseingliedernde Mafinahme fiir Behinderte, in der
er jetzt noch drin ist. Diese findet in den Behindertenwerk-
stitten in Spiesen statt. Dabei geht es um die Uberprii-
fung der Neigungen, der Konzentration, der motorischen
Geschicklichkeit, der Lirmempfindlichkeit und der Eigen-
und Fremdgefdhrdung. Im Herbst 2003 wird dann die Ent-
scheidung getroffen, welcher Zweig am geeignetsten fiir
Carstens weitere berufliche Laufbahn ist.

4.1.3 Intervention und Therapie

In der Friithférderung ging es besonders um die Schulung
der Feinmotorik und der Eintibung der sozialen Kompe-
tenz. Als Beispiel ist hier »Turm bauen« zu nennen. Anfang-
lich hat Carsten immer nur die Tiirme, die andere gebaut
haben zerstort und selbst eigentlich keine gebaut, eventu-
ell auch, weil er Schwierigkeiten damit hatte. Nach einiger
Zeit hat er es dann geschafft die Klotzchen aufeinander zu
stapeln, hat sich dariiber gefreut und hat die Tiirme anderer
nicht mehr zerstort.

Der anschlieflende Besuch des integrativen Kindergar-
tens war wichtig fiir sein Sozialverhalten, damit er den Um-
gang mit anderen Kindern lernte. Hier zeigte sich beson-
ders, wie wichtig es fiir Carsten war, mit Nichtbehinder-
ten zusammen zu sein und von diesen angenommen und
akzeptiert zu werden. Desweiteren hat er durch Beobach-
tungslernen viel von den anderen gelernt, was das Spielen,
die Regeln oder verschiedene Titigkeiten betriftt. Auch in

Seminararbeit Torsten Volz WS 2002/03: Vergleich der Schullaufbahnen behinderter Kinder in NRW und Saarland



4 Fallbeispiele der Schullaufbahnen behinderter Kinder

Bezug auf die Sauberkeitserziehung hat der integrative Kin-
dergarten eine grofie Rolle gespielt, so dass Carsten sauber
wurde. Wichtig fiir ihn war der geregelte Tagesablauf, der
ihm eine gewisse Sicherheit gab.

Die ersten zwei Jahre in der K-Schule waren vermutlich
die falsche Entscheidung, nach jetziger Sicht der Eltern, da
Carsten mit dem Lernstoff iiberfordert war, da ihm oftmals
die Konzentration oder Geduld fehlte und er den Unter-
richt storte, so dass er die meiste Zeit auf dem Flur verbrach-
te, also auch hier separiert wurde.

Die entscheidenste Entwicklungsphase hatte Carsten et-
wa mit zehn Jahren, als er die Sonderschule in Dirmingen
besuchte. Dort wurde die Alltagspraxis intensiv und gezielt
geschult und so eine situationsbedingte Forderung durch-
gefiihrt. Durch die intensive Ubung der Dinge des tiglichen
Bedarfs hat Carsten beispielsweise Schuhe binden usw. ge-
lernt. Im Bereich der Grobmotorik war er da sogar in der
Lage ein Behindertendreirad zu fahren. Auch im Zahlenbe-
reich bis 100 konnte Carsten bei der Addition und Subtrak-
tion sicher rechnen. Er lernte alle Buchstaben und konnte
sie auch einigermaflen lesen. Nur mit dem Schreiben hat er
kleine Probleme. Er schreibt ziemlich langsam, in schlecht
lesbaren Einzelbuchstaben und auch die Rechtschreibung
ist sehr unsicher. Zu der Zeit, als Carsten anfanglich die
Sonderschule in Dirmingen besuchte, hat er auch die Uhr
gelernt, wobei sein Vater dies intensiv mit ihm ge{ibt hat.

Anschlieflend, als Carsten dann in die Behindertenwerk-
statten ging, hat er die guten Fortschritte in den Berei-
chen Lesen, Schreiben und Rechnen durch die mangeln-
de Ubung schnell wieder verlernt. Was sich aber wihrend
des Besuchs der Werkstitten weiter gut entwickelte, war die
Selbstdndigkeit und das sichere Erkunden der Lokalitdt in
einem vertrauten Umfeld, was ihm grofle Sicherheit gab.
Auch die Uhrzeit konnte er nicht mehr sicher lesen. Die Ar-
beit in den Werkstitten beginnt um 8.15 Uhr und endet um
15.45 Uhr; mit einer Stunde Pause um 12.00 Uhr. Morgens
und mittags wird Carsten von einem Kleinbus abgeholt.

Zwischen vier und sechs Jahren machte Carsten eine
Ergotherapie. Eine logopéddische Therapie wurde zwischen
vier und achteinhalb Jahren und wieder wahrend des Schul-
besuchs in Dirmingen bis etwa 14 Jahren durchgefiihrt. Seit
Carsten zehn Jahre ist geht er zum therapeutischen Reiten.
Mit 12 und mit 14 Jahren war Carsten allein in Kur. Dieses
Vorhaben wurde von den Eltern zuerst mit Skepsis betrach-
tet, was aber durch den iiberaus grofien Erfolg im Bereich
der Selbstindigkeit, mit positiver Uberraschung nicht be-
statigt wurde.

4.2 Fallbeispiel Thomas
4.2.1 Symptome und Diagnose

Thomas wurde am 13. Juli 1984 geboren. Die erste Zeit nach
der Geburt zeigte Thomas keine Auffalligkeiten. Er konnte
zwar mit 18 Monaten den Kanon Hallejulja perfekt singen,
aber hat noch nicht richtig gesprochen. Den Eltern wurde
damals nur gesagt, dass Jungen spiter sprechen als Mad-
chen. Nach 20 Monaten hatte Thomas immer noch nicht ge-
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sprochen. Mit drei Jahren hatte Thomas Pylorus-Spasmus,
eine Erkrankung im Darm, die somit zu vielen stationdren
Operationen fiihrte. Das Essen konnte er bis zu diesem Zeit-
punkt nur schlecht verdauen. Bei den Operationen kam es
vermutlich auch zu Sauerstoffmangel. Thomas war zur Re-
generation vier Wochen in der Kinderklinik Kolhof in Fur-
pach.

Mit zwei Jahren liefSen die Eltern dann eine Diagnose
von Dr. Penner in der Kinderklinik Kolhof durchfiihren.
Diese Diagnose dauerte noch nicht mal eine Viertelstun-
de und die Eltern bekamen anschlieflend mitgeteilt, dass
ihr Sohn ein Autist sei. Die Leistungsfihigkeit betrage au-
Berdem maximal 45% der eines normal entwickelten Kin-
des. Damals war dieses Gebiet noch kaum erforscht und
die Eltern waren zuerst einmal wie vor den Kopf gestoflen.
Ursache der Krankheit ist vermutlich das Fehlen von gewis-
sen neuronalen Botenstoffen, so dass bestimmte chemische
Prozesse im Gehirn gestort ablaufen. Anschlieflend bekam
Thomas dann Frithforderung.

Thomas ist nicht scheu, sondern versucht zu ihm sympa-
thischen Menschen Kontakt aufzunehmen und zwar meist
tiber irgendein Medium, das heifst er hilt anderen eine
Audio- oder Videokassette hin und lautiert dazu. Er ist
ziemlich anspruchslos, frohlich und findet immer wieder
Kontakt zu Menschen, die ihn mégen. Manchmal drgert er
auch andere, wenn die Situation angebracht ist, wobei die-
ses Argern auch auf freundlicher Basis passiert, er also an-
dere absichtlich neckt.

Neue Zustidnde und Situationen stellen fiir ihn eine ge-
wisse Schwierigkeit dar; er sucht somit einen Halt an Re-
gelmafligkeiten. Thomas ist oft besonders unruhig. Er kann
zwar Berithrungen von Bezugspersonen gut ertragen, sogar
genieflen, muss danach aber sofort wieder Abstand bekom-
men. Hinzu kommt noch, dass Thomas Bluter ist. Er hat ei-
nen Faktor-8-Mangel. Diese Problematik zeigt sich beson-
ders an den Schleimhiuten. Durch die vielen Behandlun-
gen, die aus dieser Krankheit resultierten, hat Thomas eine
gewisse Phobie vor Arzten entwickelt.

Typisch fiir Thomas ist auch, dass er ein geringes
Schmerzempfinden hat. Er sagt zwar kurz »aua«, wenn er
sich weh getan hat, aber fangt nicht an zu weinen und
scheint diese Schmerzen dann auch nicht lange wahrzuneh-
men.

Die Feinmotorik von Thomas ist stark eingeschrankt.

4.2.2 Kindergarten, Schule und Arbeit

Mit drei Jahren kam Thomas in einen Regelkindergarten,
wobei dieser fiir jhn optimal hinter dem eigenen Wohn-
haus gelegen war, so dass Thomas diesen immer besuchen
konnte, auch nachmittags. Er konnte sogar noch nach der
Schule mittags in den Kindergarten schaukeln gehen, wenn
er wollte und dies war oft der Fall. Fiir diese Integrations-
mafinahme wurde ein Stiitzpadagoge bereitgestellt, welcher
Thomas vier Jahre lang im Kindergarten begleitete.

In der Kindergartengruppe ist Thomas viel herum gelau-
fen. Er hat sich tiberaus sozial den anderen Kindern gegen-
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iber verhalten und war altruistisch zuvorkommend. So hat
er weinende Kinder oft trosten wollen.

Mit sieben Jahren besuchte Thomas dann in der Sonder-
schule in Homburg den G-Zweig. Integration in einer Re-
gelschule war schwer moglich, da in den Schulen in der na-
heren Umgebung die Rahmenbedingungen nicht gestimmt
hatten. Es wiren extra Lehrkrifte notwendig gewesen und
von den Schulen her konnte keine die Integration durch-
fithren, obwohl die Eltern dies gerne gehabt hitten.

Der Schliissel in der K-Schule war sehr klein. So kamen
auf etwa acht Kinder eine Lehrerin, eine weitere Hilfskraft
und noch Zivis.

In dem G-Zweig hatte Thomas in dem ersten halben Jahr
etwa acht Buchstaben gelernt. 1995 ist Thomas von dem
G-Zweig in den Regelzweig der Sonderschule gewechselt.
Dort war er bis zur 9. Klasse, die er drei mal besuchte und
mit einer Art »Mittleren Reife« abschloss.

Mit 18 Jahren hat er dann die Schule verlassen und ist seit-
dem in eine Férderung des Arbeitsamtes integriert, wobei
er in den Reha-Druckwerkstitten in Saarbriicken beschaf-
tigt ist. Die Hauptbeschiftigung in den Werkstitten liegt im
Briefe kuvertieren. Thomas wird morgens um 6.30 Uhr von
einem Kleinbus abgeholt und um 16.30 Uhr wieder nach
hause gebracht.

4.2.3 Intervention und Therapie

Ab einem Alter von ca. zwei Jahren gingen die Eltern mit
Thomas zur Logopéadie. Desweiteren wurden immer wie-
der Festhaltetherapien, Maltherapien, Bewegungstherapi-
en und andere durchgefiihrt. Bei den Bewegungstherapi-
en waren die Grenzen oft durch die bendtigte korperliche
Kraft gesetzt.

Die Mutter, welche selbst Arztin war (sie ist mittlerweile
verstorben), hat sich intensiv mit dem ganzen Thema aus-
einandergesetzt und so Kontakt zum Verein »Miteinander
Leben lernen« in Saarbriicken und zur Arbeitsstelle »Hilfe
fiir das autistische Kind« aufgenommen. Ab dem Alter von
fiinf Jahren wurden bei der Arbeitsstelle »Hilfe fiir das autis-
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tische Kind« in Wallerfangen regelmafSige Therapien durch-
gefithrt. Diese Stelle und deren Leiter war extrem wichtig
fiir Thomas. Der Leiter war Liido van de Kerkhoven, ein
Holldnder, der auf dem Gebiet des Autismus viele wichtige
Erfahrungen gemacht hatte, sich so gut auskannte und auch
entsprechende Therapien durchfiihrte.

1995 begann dieser die gestiitzte Kommunikation mit
Thomas, wobei sich grole Uberraschungen zeigten, weil
Thomas viel mehr kommunizieren konnte als bis dorthin
angenommen wurde. Es war sehr erstaunlich, dass er sogar
teilweise poetisch geschrieben hatte, obwohl alle dachten er
kann nur ein paar Buchstaben. Dies war der Beweis, dass
Thomas doch ein intensiveres Leben fithrte, nur mit dem
Unterschied, dass dies in seiner eigenen Welt statt findet.

Literatur

Klauer, J.; Reinartz, A.: Sonderpddagogik in allgemeinen
Schulen. Berlin: Carl Marhold Verlagsbuchhandlung,
1978

Lersch, R.; Vernooij, M.: Behinderte Kinder und Jugend-
liche in der Schule. Bad Heilbrunn: Verlag Julius Klink-
hardt, 1992

Liebermeister, K.; Hochhuth, M.: Separation und Integra-
tion. Weinheim & Miinchen: Juventa Verlag, 1999

Meijer, JW.: Provision for pupils with special educational
needs. Middelfart, Denmark: European Agency for
development in special needs education, 1998

Nordrhein-Westfalen, Bildungskommission (Hrsg.): Zu-
kunft der Bildung - Schule der Zukunft. Neuwied: Lucht-
erhand Verlag, 1995

Sander, Alfred; Schnell, Irmtraud: Schule ohne Aussonde-
rung — Idee, Konzepte, Zukunftschancen. Kap. Saarland.
Neuwied: Luchterhand Verlag, 1998 1, 2

Seminararbeit Torsten Volz WS 2002/03: Vergleich der Schullaufbahnen behinderter Kinder in NRW und Saarland



	1 Einleitung
	2 Vergleich der schulrechtlichen Möglichkeiten im Saarland und in Nordrhein-Westfalen
	2.1 Saarland
	2.1.1 Schulpflichtgesetz
	2.1.2 Schulordnungsgesetz
	2.1.3 Integrationsverordnung

	2.2 Nordrhein-Westfalen
	2.2.1 Schulpflichtgesetz
	2.2.2 Schulverwaltungsgesetz
	2.2.3 Verordnung über die Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs und die Entscheidung über den schulischen Förderort (VO-SF)


	3 Entwicklungen in Nordrhein-Westfalen und im Saarland
	3.1 Entwicklung in NRW
	3.2 Entwicklung im Saarland

	4 Fallbeispiele der Schullaufbahnen behinderter Kinder
	4.1 Fallbeispiel Carsten
	4.1.1 Symptome und Diagnose
	4.1.2 Kindergarten, Schule, Arbeit
	4.1.3 Intervention und Therapie

	4.2 Fallbeispiel Thomas
	4.2.1 Symptome und Diagnose
	4.2.2 Kindergarten, Schule und Arbeit
	4.2.3 Intervention und Therapie



